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Michael Heese, Universit�t G�ttingen*

»Aus dem Leben eines Kritikers«

THEMATIK Delikts- und allgemeines Schuld- sowie Wertpapierrecht: Geldentsch�digung wegen Pers�nlich-
keitsrechtsverletzung, kleines Inhaberpapier, Notwehr und Selbsthilfe

SCHWIERIGKEITSGRAD Referendarexamensklausur, mittlerer Schwierigkeitsgrad
BEARBEITUNGSZEIT 5 Stunden

HILFSMITTEL Unkommentierte Gesetzessammlung

n SACHVERHALT
Funke (F) ist freier Journalist. Er lebt in G�ttingen und versorgt die regionale Tageszeitung neben
lokaler Sportberichterstattung regelm�ßig auch mit Theaterkritiken. W�hrend er anfangs noch ein
gern gesehener Gast im �rtlichen Schauspielhaus war, hat er mit seinen j�ngeren Kritiken nicht nur
die Abneigung des Intendanten Herz (H) auf sich gezogen. Seit einer verbalen Auseinandersetzung
mit diesem anl�sslich der letzten Shakespeare-Interpretation des eigenwilligen Regisseurs Raphael
(R), bei der F den H vor s�mtlichen Premiereng�sten als »verbl�detes und ungebildetes Warzen-
schwein« betitelte, hat er außerdem Hausverbot f�r die restliche Saison erhalten. Als F erf�hrt, dass
sein Freund Carl (C) zuf�llig eine Karte f�r die aktuelle Premiere von »Macbeth« �brig hat, kommt
ihm dies gelegen und er erwirbt sie.

Am Samstagabend im Schauspielhaus angekommen, hat F noch ein wenig Zeit bis zum Beginn
der Auff�hrung und beschließt, sich die in einem Nebenraum des Theaterfoyers stattfindende
Kunstausstellung von Bronzebuddhas aus dem ausgehenden 19. Jahrhundert und zeitgen�ssischen
»Fettecken« anzusehen. �ber dem Durchgang zu diesem Nebenraum f�llt dem F ein großes, un�ber-

* Der Verfasser ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut f�r Wirtschaftsrecht der Georg-August Universit�t G�ttingen bei Professor Dr.
Alexander Bruns LLM.

(Der Beitrag wird fortgesetzt)
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sehbares Schild ins Auge, auf dem er gebeten wird, mitgebrachte Taschen und Rucks�cke kostenfrei
an der Garderobe abzugeben. Andernfalls erkl�re er sich mit einer Taschenkontrolle beim Verlassen
des Ausstellungsraumes einverstanden. Der Veranstalter m�chte auf diese Weise Diebst�hlen vor-
beugen. F, der einen Rucksack mitf�hrt, hat weder f�r die Bitte um die Abgabe noch f�r eine sp�tere
Taschenkontrolle Verst�ndnis und beh�lt ihn kurzerhand bei sich. Als F den Ausstellungsraum
wieder verlassen will, baut sich der hauseigene Sicherheitsdienst in Gestalt des Wuchtig (W) vor ihm
auf und weist ihn auf das ausgesprochene Hausverbot hin. W fordert den F auf, das Haus umgehend
zu verlassen. Zuvor verlangt W jedoch, dass F den mitgebrachten Rucksack �ffnet und dem W die
�berpr�fung des Inhalts erm�glicht. F, der vor Wut kocht, weigert sich. W h�lt F daraufhin am
Arm fest. Als W nach dem Rucksack greifen will, um ihn zu �ffnen, versetzt ihm der F kurzerhand
einen kr�ftigen, schmerzhaften Tritt in die Magengegend, reißt sich los und rennt ins Freie.

F entschließt sich in seinem Zorn gegen das Schauspielhaus, anstelle der durch das Hausverbot
vereitelten Theaterkritik einen z�nftigen Leserbrief �ber die allgemein unkonventionelle Regief�h-
rung des R zu verfassen. In diesem Brief, der bald darauf in der Tageszeitung abgedruckt wird, setzt
sich F ausf�hrlich mit den Interpretationstechniken des R auseinander. Er endet mit folgenden
Worten:

»[. . .] Wie oft wird R seine Zuh�rer noch mit derartigen Inszenierungen foltern? Zu Shakespeares
Zeiten w�re er es jedenfalls gewesen, der f�r solche Interpretationsleistungen der Folter unterzogen
worden w�re. Dies w�re �brigens auch heute noch ein probates Mittel und sogar unter Art. 3 der
Europ�ischen Menschenrechtskonvention subsumierbar: Wer klassische Texte derart bearbeitet, ist
ein Unmensch, ein Nicht-Mensch und damit ein ›Niemand‹ . Und Niemand darf bekanntlich
gefoltert werden.«

R ist �ber den Leserbrief emp�rt, sieht sich verunglimpft und verlangt von F eine angemessene
Geldentsch�digung. F verweist auf seine Meinungs- und Kunstfreiheit und lehnt jede Zahlung ab. Er
ist der Ansicht, in einem freien Land d�rfe man sich durchaus auf polemische Art und Weise mit dem
Niedergang der Theaterkultur befassen. F verlangt von der Staatstheater AG (S), die das Schauspiel-
haus betreibt, Erstattung der f�r die Premierenkarte aufgewendeten 25,- E sowie der Vorverkaufs-
kosten iHv. 4 E, w�hrend W von F ein angemessenes Schmerzensgeld wegen des Trittes fordert.

n VERMERK F�R DEN BEARBEITER:
Wie ist die Rechtslage?

n L�SUNGSVORSCHLAG

A. ANSPRUCH DES R GEGEN F AUF ZAHLUNG EINER ANGEMESSENEN GELDENTSCH�-
DIGUNG

I. Anspruchsgrundlage: § 823 I i.V.m. Art. 2 I, 1 I GG, § 253 II BGB analog oder Gewohn-
heitsrecht
Der Anspruch auf Zahlung einer Geldentsch�digung auf Grund Pers�nlichkeitsrechtsverletzung folgt
nach ganz �berwiegender Ansicht aus § 823 I BGB i.V.m. Art. 2 I, 1 I GG (vgl. BGH NJW 1995,
861 [864]; NJW 2005, 215 [216]; Palandt/Heinrichs BGB, 66. Aufl. 2007, § 253 Rn. 10; M�Ko/
Oetker BGB, 4. Aufl. 2003, § 253 Rn. 27); andere qualifizieren ihn als Gewohnheitsrecht, vgl.
PWW/Pr�tting BGB, 2. Aufl. 2007, § 12 Rn. 43. Vorzugsw�rdig erscheint die analoge Anwendung
von § 253 II BGB; ebenso Lange/Schiemann Schadensersatz, 3. Aufl. 2003, § 7 VI; Larenz/Canaris
Methodenlehre der Rechtswissenschaft, 3. Aufl. 1995, S. 249 zu § 847 BGB a.F.; zur methodischen
Vorgehensweise der h.M. mit Recht kritisch Staudinger/Schiemann BGB, 2005, § 253 Rn. 51 ff.; zur
verfassungsrechtlichen Anerkennung BVerfGE 34, 269 (279 ff.); s. auch BVerfG NJW 2000, 2187.

Herleitung des Anspruchs auf
Geldentsch�digung

Die rechtskonstruktive Verortung der Geldentsch�digung hat im vorliegenden Fall keine Rele-
vanz, zumal Einigkeit darin besteht, dass die Verfassung bei Pers�nlichkeitsrechtsverletzungen unter
bestimmten Voraussetzungen nach Gew�hrung einer Geldentsch�digung verlangt und die Auslas-
sung des Pers�nlichkeitsrechts in § 253 II BGB keine gesetzgeberische Absage an ihre grunds�tzliche
Anerkennung beinhaltet (vgl. hierzu OLG Frankfurt/Main NJW 2005, 3726 [3727]). F�r die
Fallbearbeitung ist letztlich jeder der aufgezeigten L�sungsans�tze vertretbar.

II. Verletzung des Pers�nlichkeitsrechts als sonstiges Recht i.S.d. § 823 I BGB
Das Pers�nlichkeitsrecht und damit die Ehre einer Person als dessen Bestandteil sind als sonstiges
Recht i.S.v. § 823 I BGB seit langem anerkannt, vgl. nur BGH NJW 1958, 827 (829 f.) –
Herrenreiter (zur Entwicklung s. den knappen �berblick bei M�Ko/Wagner a.a.O. § 823
Rn. 172 ff.). Fraglich ist daher, ob F mit dem in dem Leserbrief enthaltenen Werturteil die Ehre
des R, also dessen sozialen Geltungs- und Achtungsanspruch, verletzt hat.

Grundlage f�r eine solche Beurteilung ist die Interpretation der Aussage des Leserbriefes, seine
Deutung. Bereits auf dieser Ebene und nicht erst im Rahmen der Rechtswidrigkeitspr�fung sind die
zu Gunsten des F streitenden Verfassungsg�ter der Meinungs�ußerungs- und Kunstfreiheit zu

Deutung des Leserbriefs
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